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besondere die Familienverhältnisse und ... materiellen 
Lebensbedingungen sowie alle Umstände zu erfor­
schen .. .• haben, ... die zur Beurteilung ... dienen 
können“.

Für die gesamten Ermittlungshandlungen wurde also 
nur den U-Organen bzw. Gerichten die Verantwortung 
übertragen, sie allein sind auch verantwortlich für das 
Ergebnis der Untersuchungen. § 5 JGG weist durch das 
Wort „insbesondere“ noch ausdrücklich auf die Bei- 
spielhaftigkeit der Aufzählung hin. Demnach ist das 
zu untersuchende Gebiet noch erheblich umfangreicher. 
So wird z. B. die Erforschung des Auftretens und Ver­
haltens des Jugendlichen in Schule, Sportvereinigung 
oder Jugendklub mit darunter fallen. Das alles macht 
eben erst die „Lebensverhältnisse“ eines Jugendlichen 
aus. Diese Aufgabenstellung an die U-Organe bzw. Ge­
richte ergibt sich notwendig daraus, daß ihrer Tätigkeit 
die Handlung eines Jugendlichen zugrunde liegt, für 
die er evtl, strafrechtlich verantwortlich, zu machen ist. 
Die Untersuchung muß über die allgemeinen Aufgaben 
hinaus alle speziellen, nur diesen einen Jugendlichen 
betreffenden Momente mit aufklären, um zu einem 
umfassenden Ergebnis zu gelangen. Dazu gehört auch 
die Betrachtung des Verhaltens und der Entwicklung 
eines Jugendlichen von der pädagogischen Seite her. 
Hierfür wird die Jugendgerichtshilfe, die auf diesem 
Gebiet über qualifizierte Mitarbeiter verfügt, tätig. Das 
hält jedoch die U-Organe nicht davon ab, ihrerseits 
ebenfalls die notwendigen Ermittlungen zu führen und 
danach in Verbindung mit dem Ergebnis des Referats 
Jugendhilfe/Heimerziehung zu bestimmten Schluß­
folgerungen zu gelangen. So kann z. B. die Volkspolizei 
niemals zu einem richtigen Ergebnis, zu einer gesell­
schaftlich richtigen Einschätzung eines Vorgangs ge­
langen, wenn sie nur das objektive Tatgeschehen und 
die wichtigsten, notwendig dazugehörigen subjektiven 
Momente feststellt und prüft. Die „zur Klärung des 
objektiven Sachverhalts notwendigen Ermittlungen“! 
umfassen eben im Jugendverfahren nicht nur die ein- 
engend gesehene kriminalistische Ermittlungstätigkeit.

Welche Schwierigkeiten aus der Abgrenzung der Er­
mittlungsbereiche zwischen Jugendhilfe/Heimerziehung 
und U-Organen erwachsen können, ergibt sich schon 
aus der im angeführten Artikel zum Ausdruck kom­
menden Einengung der Tätigkeit des Abschnittsbevoll­
mächtigten. Nach Aussprachen mit dem betreffenden 
Helfer des Referats Jugendhilfe/Heimerziehung sollen 
dessen Ermittlungen in den Bericht des Referats 
Jugendhilfe/Heimerziehung eingehen. „... Dadurch 
wird ein gesonderter Bericht des Abschnittsbevollmäch­
tigten erspart .. .“* 2

Mit welcher Berechtigung kann das denn geschehen? 
Der Abschnittsbevollmächtigte ermittelt doch unter 
ganz anderen Gesichtspunkten, als dies vom Referat 
Jugendhilfe/Heimerziehung aus geschieht Hier tritt 
also bereits eine solche Vermischung ein, daß das Spe­
zifische der beiden Berichte nicht mehr genügend zum 
Ausdruck kommen wird. Es besteht die Gefahr, daß 
Feststellungen des Abschnittsbevollmächtigten unter 
einem ganz anderen. Aspekt gesehen, als nebensächlich 
behandelt werden oder völlig untergehen. \

Eine solche Trennung der Ermittlungsgebiete muß 
daher m, E. als dem Jugendgerichtsgesetz entgegen­
stehend abgelehnt werden.^

WERNER QUEISSER,
Staatsanwalt beim Staatsanwalt des Kreises Bautzen

II
Die Kritik von Q u e i s s e r  an der im Beitrag von 

S i n n r e i c h  u n d  W e c h e n b e r g e r  dargestellten 
sog. Arbeitsteilung zwischen dem Referat Jugendhilfe 
und Heimerziehung und dem U-Organ halte ich grund­
sätzlich für berechtigt, besonders was die „Verarbei­
tung“ des Berichts des Abschnittsbevollmächtigten be­
trifft. Dabei ist von folgender Überlegung auszugehen:

Die Ermittlungen in Jugendstrafverfahren dürfen sich 
nicht nur auf die Situation zur Zeit der Straftat er­
strecken, sondern müssen vor allem auch die milieu­

gebundene Entwicklung des Täters erforschen. Dabei 
sind — grob zusammengefaßt — zwei Fragen zu be­
achten:
1. Was hat der Jugendliche getan?
2. Wie ist der Jugendliche dazu gekommen, dies zu

tun?
Im w e s e n t l i c h e n  müssen die Ermittlungen zur 

ersten Frage von der Volkspolizei und zur zweiten 
Frage vom Referat Jugendhilfe/Heimerziehung geführt 
werden, da sie die dafür geschulten Mitarbeiter haben. 
Es ist aber auf den ersten Blick klar, daß man beide 
Aufgaben nicht scharf trennen darf, wenn man nicht 
zu wirklichkeitsfremden Lösungen kommen will. Bei 
den im Beitrag von Sinnreich und Wechenberger er­
wähnten wöchentlichen Zusammenkünften der Jugend­
richter, Jugendstaatsanwälte, Jugendsachbearbeiter der 
Volkspolizei und der Jugendhilfe mit dem Ziel des 
Erfahrungsaustauschs über anhängige Strafsachen 
kommt man letzten Endes auf einem Umweg wieder 
zu dem gleichen Ergebnis. Auch in der Forderung der 
beiden Autoren, daß die Volkspolizei nur die zur Klä­
rung des objektiven Sachverhalts notwendigen Ermitt­
lungen führt, dabei aber die Eltern hört (die ja in der 
Regel dazu gar nichts aussagen können), kommt der 
Widerspruch dieser willkürlichen Trennung zum Vor­
schein.

Wenn die U-Organe der Volkspolizei und die Jugend­
gerichtshilfe aber bei ihren Ermittlungen die obige 
Grundkonzeption beachten, werden keine nachteiligen 
Überschneidungen, sondern gute Ergänzungen das Er­
gebnis sein. Aufgabe des Jugendstaatsanwalts und des 
Jugendrichters ist es dann, in der Hauptverhandlung 
auf Grund der vorliegenden Beurteilungen und des 
persönlichen Eindrucks zu einem endgültigen Ergebnis 
zu kommen. Es überrascht in der Praxis immer wieder, 
wie verschieden die Aussagen der Erziehungspflichtigen 
sein können, je nachdem, wer diese Befragung durch­
geführt hat. Ob die Bereitschaft (besteht, z. B. über 
schwierige, anderen nicht bekannte Familiengescheh­
nisse, Ehezwistigkeiten usw., welche einen entscheiden­
den Einfluß auf den Jugendlichen gehabt haben kön­
nen, auszusagen, hängt doch wesentlich davon ab, ob 
der Befragte zu dem ihn Befragenden Vertrauen ge­
wonnen hat oder nicht. So erfuhr ich z. B. in einer 
Jugendgerichtsverhandlung von den Erziehungspflich­
tigen einer jugendlichen Angeklagten durch entspre­
schende Fragen Tatsachen über frühere Krankheiten 
und abartiges Verhalten der Jugendlichen sowie über 
schwere Erziehungsmängel in der Familie, welche im 
gesamten Verfahren bisher nicht bekannt geworden 
waren und Anlaß zu einer psychiatrischen Unter­
suchung der Jugendlichen wurden.

Eine Ursache für die fehlerhafte Forderung nach 
Trennung der Ermittlungen scheint mir darin zu liegen, 
daß in vielen Kreisen die Jugendhilfe-Berichte nicht 
ein vollständiges Bild der gesamten Persönlich­
keit des Jugendlichen und seiner Umgebung vermitteln, 
sondern lediglich eine — mitunter sogar lückenhafte — 
Aneinanderreihung von Fakten über körperliche Ent­
wicklung, Zeugnisse, gesellschaftliche Tätigkeit, Arbeits­
leistung enthalten. Begründet ist dies in der z. T. noch 
ungenügenden Qualifizierung der betreffenden Mit­
arbeiter, diese wieder in leider teilweise bei den ver­
antwortlichen Stellen vorhandener Unterschätzung der 
Aufgaben der Referate Jugendhilfe/Heimerziehung.

Um Jugendsachbearbeiter der Volkspolizei und der 
Jugendhilfe anzuleiten sowie um notwendige Sofort­
maßnahmen zu veranlassen, können die von Sinnreich 
und Wechenberger vorgeschlagenen wöchentlichen Be­
sprechungen über schwebende Verfahren gute Erfolge 
bringen. Die von ihnen gezogenen weiteren Schlußfol­
gerungen erscheinen mir jedoch bedenklich (abgesehen 
davon, daß die Besprechungen in dieser Art nur in 
Kreisen mit einer ganz geringen' Zahl von Jugendver­
fahren durchführbar sind). Wenn sie diese Besprechun­
gen zum Ausgangspunkt der Bekämpfung der Jugend­
kriminalität machen, verlagern sie die Aufgaben der 
Arbeitsgemeinschaft für Jugendschutz hierher, aber 
ohne Einbeziehung der darin vertretenen Massenorga­
nisationen, Abt. Jugendfragen usw., welche wir bei der
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